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Die Tandesſteuer auf den Verbrauch von Bier und 
gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten im Kronlande 
Steiermark. 

Von Dr. Moriz Caſpaar. 

(Fortſetzung.) 

Wir gelangen nun zur Beſprechung der Durchführungsverord⸗ 
nungen; hierher gehört die erſte in Nr. 26 des L. G. u. V. Bl. 
von 1880 und als Ergänzung jene vom Jahre 1882 im L. G. u. 
V. Bl. Nr. 4. In der erſten iſt ausſchließlich von den Kleinverſchleißern, 
von Gewerbsparteien und deren Localitäten die Rede und können wir aus 
dem Wortlaute derſelben die Einhebung der Steuer direct vom Con⸗ 
ſumenten, bezw. die Steuerpflicht des letzteren nicht ableiten. Wir heben 
nachſtehend die für unſere Frage wichtigſten Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
ordnung heraus. Die Steuereinhebung geſchieht: 

„a) durch Abfindung mit der Mehrheit der Gewerbsparteien, die 
den Kleinverſchleiß ausüben, 

b) durch Verpachtung, 

c) in eigener Regie.“ 


Zur Durchführung des Geſetzes wird angeordnet: 

„1. Jede Gewerbspartei, welche am Lande den Kleinverſchleiß 
von Bier. 

2. Die Beſtätigung der Anmeldung wird der Gewerbspartei ... 

3. (Schluß.) Der Gewerbspartei liegt ob, den Verſchluß forg- 
fältig zu bewahren.“ 

Die nun folgende Beſtimmung würde, aus dem Zuſammenhange 
gelöſt, eine verſchiedene Auslegung zulaſſen; ſie lautet: 

„4. Die Verwendung der erwähnten Getränke zum Kleinver— 
ſchleiße oder zum eigenen Verbrauche tritt mit dem Zeitpunkte ein, in 
welchem das eine ſolche Flüſſigkeit enthaltende Gefäß angezapft, d. i. 
zum angedeuteten Zwecke geöffnet wird.“ 

Hier iſt allerdings vom eigenen Verbrauche die Rede; dieſe 
Beſtimmung allein kann aber die Steuerpflicht des Verbrauches im 
Allgemeinen nicht begründen. In Punkt 5 und 6 iſt wieder ausſchließlich 
von den Gewerbsparteien die Rede. 

„5. Die Gewerbspartei iſt verbunden, fo oft fie derlei Getränke .. 

a) zum Kleinverkaufe oder zum eigenen Verbrauche zu verwen— 
den oder 

b) im Großen, d. i. in einer Menge, die einen Hektoliter er- 
reicht oder überſteigt, an einen Anderen abzuſetzen und aus den Räumen 
der Aufbewahrung hinwegzubringen, 

c) aus dem Orte der Aufbewahrung zu verſenden, 

d) umzuleeren, 

e) den Verſchluß zu öffnen .. .“ beabſichtigt, dies 
„12 Stunden vorher anzumelden und die Abgabe zu zahlen.“ 

Hält man Punkt 4 mit 5 a zuſammen, ſo läßt ſich daraus fol— 
gern, daß auch in Punkt 4 der eigene Verbrauch der Gewerbspartei 
gemeint iſt Außer dem Abſatze b gibt uns noch ein Nachſatz die Be⸗ 
griffsbeſtimmung des Kleinverſchleißes, dieſer lautet: „Das Abziehen in 
Flaſchen, deren Rauminhalt weniger als einen Hektoliter beträgt, iſt 
dem Anzapfen zum Kleinverſchleiße gleichzuhalten.“ Die Textirung iſt 
hier nicht glücklich gewählt, da am Lande für das Bier Gebinde zu 
„ und ¼ Hektoliter gebräuchlich ſind. 

Durch dieſe Beſtimmung kommen wir zu der Frage, ob Bier- 
brauer, welche Bier in Gebinden von 1 und 1 Hektoliter oder in 
Flaſchen direct an die Conſumenten verkaufen, im Sinne der Durch— 
führungsbeſtimmung als Kleinverſchleißer anzuſehen und als ſolche zur 
Entrichtung der Steuer verpflichtet ſind. Des Zuſammenhanges wegen 
werden wir aber dieſe Frage ſpäter erörtern. 

Punkt 6 ſpricht wieder von den „Räumen des Gewerbebetriebes“. 

In Punkt 8 erſcheint ſtatt des ſonſt gebrauchten Ausdruckes Ge⸗ 
werbspartei die Bezeichnung Partei eingeſtellt; derſelbe lautet: 

„8. Von der Anwendung des Verſchluſſes an Gefäßen und Be⸗ 
hältniſſen find diejenigen Parteien befreit, welche vor Einbringung .. 
in die Aufbewahrungsräume die Landesumlage entrichtet haben.“ 

Nachdem ſchon in Punkt 5 der Ausdruck Kleinverſchleißer mit 
jenem der Gewerbspartei wechſelt, welch' letzterer Ausdruck jedenfalls 
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ein weitergehender iſt, jo dürfte es ſich hier wohl nur um einen ſyno- und es würden auch, falls keine Vereinbarungen zwiſchen den Brauereien 


nymen Ausdruck handeln. Wir glauben nicht, daß mit der Bezeichnung 
Partei der Conſument gemeint iſt. Von größter Wichtigkeit für unſere 
Auffaſſung iſt aber Punkt 9, welcher die für die Steuereinhebung nöthige 
Controle feſtſtellt; dieſer lautet: 

„9. Das zur Einhebung der Auflage beſtellte Organ iſt be⸗ 
rechtigt, zu jeder Tageszeit in den Gewerbsräumen und in jenen 
Localitäten, welche mit denſelben in Verbindung ſtehen, Nach- 
ſchau und Durchſuchungen vorzunehmen, letztere nur nach Erwirkung 
der geſetzlich erforderlichen Bewilligung der competenten Behörde.“ 

In dieſem Abſatze iſt ausſchließlich nur von Gewerbsräumen und 
den mit denſelben in Verbindung ſtehenden Localitäten die Rede; eine 
Erweiterung der Berechtigung des Aufſichtsorganes dahin, daß dasſelbe 
auch private Wohn- und Kellerräume, oder Werksräume durchſuchen 
dürfe, kann aus der Textirung nicht abgeleitet werden Nur dann, wenn in 
ſolchen Localitäten gewerbsmäßiger Kleinverſchleiß ſteuerpflichtiger 
Getränke ſtattfindet, kann eine ſolche Unterſuchung geſtattet ſein. Eine 
Analogie auf private Wohn- und Kellerr ume, in denen ſich Bier nicht 
zum Verſchleiße, ſondern nur zum Zwecke des Genuſſes befindet, iſt 
nicht zuläſſig. Unſerer Auſchauung nach läßt ſich aus den Durchführungs- 
beſtimmungen vom Jahre 1880 eine Steuerpflicht des Conſumenten nicht 
ableiten und befinden ſich dieſelben hierin in voller Uebereinſtimmung 
mit deim Geſetzestexte. Es hat ſich jedenfalls bei Aufſtellung der Durch- 
führungsverordnung nur darum gehandelt, die analogen Beſtimmungen 
des Verzehrungsſteuerpatentes hier entſprechend zu verwenden. Es mögen 
wohl an verſchiedenen Orten Zweifel über die Auslegung der Durch— 
führungsverordnung von 1880 aufgetaucht ſei, da bereits im Jahre 
1882 eine Modification und Erklärung der Vorſchriften vom 24k. November 
1880 erfolgte, und zwar durch die Verordnung vom 8. Jänner 1882; dieſe 
beſteht aus zwei Abſätzen folgenden Inhaltes: 

„1. Als Kleinverſchleiß von Bier iſt die Menge vou unter 
einem Hektoliter und bei gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten die Menge 
von unter einem halben Hektoliter zu verſtehen.“ 

„2. Da nach Allerhöchſt genehmigtem Landtagsbeſchluſſe die ſelbſt— 
ſtändige Auflage von jedem Hektoliter verbrauchten Bieres und von 
jedem halben Hektoliter verbrauchter geiſtiger Flüſſigkeiten eingehoben 
werden darf, ſo wird hier ausdrücklich bemerkt, daß durch dieſe Auflage 
nur der Verbrauch, aber nicht die Production oder der Handelsverkehr 
getroffen werden kann, und daß demgemäß insbeſondere Producenten, 
wenn ſie auch Mengen unter dem für den Verſchleiß im Großen feſt⸗ 
geſetzten Ausmaße nicht unmittelbar an Conſumenten, ſondern an Klein⸗ 
verſchleißer zum Zwecke des Ausſchankes oder weiteren Verſchleißes er- 
wieſenermaßen abgeben (wie dies namentlich bei Bier am flachen Lande 
in Mengen von ½ und ¼ Hektoliter zu geſchehen pflegt), nicht 
zur Zahlung verhalten werden können, da ſonſt eine zweimalige Ein⸗ 
zahlung der Auflage ſtattfinden würde.“ 

Dieſe Verordnung bietet uns nur eine theilweiſe Löſung der über 
die Einhebung beſtehenden Zweifel, ſie erklärt, daß die Steuer nur den 
Verbrauch, nicht die Production treffen ſoll, di. Ausfuhr aus dem 
Kronlande ſoll ſteuerfrei bleiben, jede Doppelbeſteuerung vermieden 
werden. Die Abgabe von Bier in Gebinden von to und ½ Hektoliter 
durch die Brauer hatte jedenfalls zur Auffaſſung geführt, daß dies 
Kleinverſchleiß ſei, wie dies ja auch der Textirung des Punktes 1 und 
der Durchführungsverordnung von 1880 entſpricht. Es iſt zweifellos, 
daß ſchon urſprünglich der Ausſchank des Kleinverſchleißes und nicht die 
Production für die Beſteuerung in Ausficht genommen war. Die Ver⸗ 
ordnung ſagt daher: Der Brauer ſoll auch dann nicht durch die Steuer 
getroffen werden, wenn er Bier in kleineren Gebinden an die Wirthe 
abgibt. Die Abgabe an Conſumenten wird nur indirect berührt durch 
die Ausführung „nicht unmittelbar an Conſumenten“. Aus dieſer Tex⸗ 
tirung glauben wir aber folgern zu müſſen, daß die Steuerpflicht nicht 
ausgeſchloſſen iſt, wenn das Gegentheil eintritt, d. h. das Bier direct 
an Conſumenten abgegeben wird, und eine Doppelbeſteuerung aus dem 
Grunde nicht vorkommen kann, weil der Conſument ſelbſt nicht fteuer- 
pflichtig iſt. Die Bierproducenten werden ſich möglicherweiſe gegen 
eine ſolche Geſetzesauslegung verwahren, wir glauben aber doch aus 
dem Texte gerade dieſer Verordnung ableiten zu müſſen, daß der Brauer 
oder Bierdepotbeſitzer, welcher Bier in Gebinden von unter 1 Hektoliter 
Inhalt oder in Flaſchen direct an Conſumenten abſetzt, als Kleinver⸗ 
ſchleißer anzuſehen und als ſolcher ſteuerpflichtig iſt. Es fehlt allerdings 
an näheren Beſtimmungen über die Art und Weiſe der Verſteuerung 


oder deren Agenten und der Gefällspachtung oder Einhebung, bezw. 
der Abfindungsvereine zu Stande kommen, Controlmaßregeln nöthig 
werden, deren Tragweite wir hier übergehen müſſen. Nachdem jedoch 
die Brauereien ohnedies unter gefällsämtlicher Controle ſtehen, ſo erfcheint 
uns dieſe Eventualität weniger drückend, als eine Controle des privaten 
Conſums Zu erwähnen iſt, daß die Steuerleiſtung durch die Brauerei 
au einzelnen Orten thatſächlich beſteht. Mit der Verſteuerung des im 
Kleinverſchleiße verbrauchten, ferner des im Kronlande von Brauereien 
und Bierdepots direct an Conſumenten abgegebenen Bieres wird noch 
immer nicht der geſammte Conſum getroffen; es kann nämlich der 
Fall vorkommen, daß ein Conſument fein Bier aus einem anderen 
Kronlande bezieht. Wir finden weder im Geſetze, noch in den Durch⸗ 
führungsverordnungen einen Anhaltspunkt darüber, wie ein ſolcher Bezug 
der Steuerpflicht unterzogen werden könnte. Hier beſteht jedenfalls eine 
Lücke, dieſelbe kann aber von keiner Bedeutung für die Steuerleiſtung 
des Kronlandes ſein, da ſolche Fälle doch nur vereinzelt vorkommen. 
Die Durchführungsverordnung von 1882 will ebenſo wie die Production 
auch den Handel von der Steuerpflicht befreit wiſſen; der Handel im 
Verkehre mit Conſumenten wird aber, falls er den ſonſtigen erwähnten 
Beſtimmungen entſpricht, gleichſalls als Kleinverſchleiß gelten müſſen; 
dieſe finden aber keine Anwendung auf den Verkehr der Conſumenten 
mit den Handelsgeſchäften eines anderen Kronlandes, bezw. des Auslandes, 
und gilt hier das in Bezug auf das Bier Geſagte. Auch für den Fall, 
daß man die Steuerpflicht des Brauers, bezw. Händlers im directen 
Verkehre mit Conſumenten vorausſetzt, beſtehen noch manche Zweifel. 
Nehmen wir den Fall an, daß der Brauer, bezw. Händler und der 
Conſument verſchiedenen Geſchäftsbezirken angehören, und daß in beiden 
Bezirken die Auflage nicht in Landesregie eingehoben wird. In welchem 
Pachtungsrayon iſt die Steuer zu bezahlen? Wir fragen noch weiter. 
Wie ſoll eine Steuerabfindung zu Stande kommen, wenn der private 
Conſum als ſteuerpflichtig in die Abfindung einbezogen werden ſollte? 
Es iſt weiters nicht klar, was zu geſchehen hat, wenn Bier in Gebinden 
von 1 Hektoliter und gebrannte geiſtige Flüſſigkeiten in ſolchen von 
½ Hektoliter Inhalt vom Producenten oder Händler direct an Con— 
ſumenten abgegeben werden und daher kein Kleinverſchleiß vorliegt? 

Die ungezwungenſte Folgerung iſt wohl die: es wurde im Geſetze, 
bezw. in den Durchführungsverordnungen für den Fall des directen 
Verkehres der Producenten und Händler mit den Conſumenten nichts 
vorgeſehen, weil mau die Verzehrungsſteuer vor Augen hatte, die 
gleichfalls den privaten Conſum freiläßt. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


4. Die politiſche Bezirksbehörde iſt befugt, Gemeindevorſtehern 
Ausſtellungen und Zurechtweifungen zukommen zu laſſen, ohne 
daß denſelben ein Necurs zuſtünde. 

2. Dem Gemeindevorſteher als Behörde ſteht gegen eine Ent: 
ſcheidung der politiſchen Behörde ein Necursrecht nicht zu. 
3. Der Gemeindevorſteher iſt competent, Gäſte, welche über die 
Sperrſtunde im Gaſtlocale verweilen, das incorrecte Verhalten 
ohne Einleitung eines Strafverfahrens auszuſtellen und ſie für 
den Wiederholungsfall mit Strafen zu bedrohen. 

Aufangs Juni 1883 richtete die Gemeindevorſtehung D. in 
Steiermark an den Werksbeamten Anton H. und einige andere Perſonen 
in D. einen Erlaß, in welchem denſelben eine Außerachtlaſſung der 
Sperrſtunde, ſowie ein unanſtändiges, ſogar renitentes Betragen zur 
Laſt gelegt und gleichzeitig für den Fall der Wiederholung die Unmen- 
dung des § 5 der Polizeiordnung vom 28. September 1858, 
L. G. Bl. II Nr. 22, angedroht wurde 

Gegen dieſen Erlaß brachten H und Conſorten am 9. Juni 1883 
beim Gemeindeamte D. den Recurs an die Bezirkshauptmannſchaft L. 
ein, welcher vom Gemeindeamte jedoch erſt am 4. Auguſt dahin in 
Vorlage gebracht wurde. Da eine Urſache dieſer verſpäteten Vorlage 
nicht angegeben worden war, forderte die Bezirkshauptmannſchaft zunächſt 
die Gemeindevorſtehung auf, die eingetretene Verzögerung zu rechtfertigen. 

Die Gemeindevorſtehung erſtattete zwar hierüber den geforderten 
Bericht, beſtritt aber in demſelben mit Entſchiedenheit das Recht der 
Bezirkshauptmannſchaft, in dieſer Angelegenheit eine „Rechtfertigung“ 
von der Gemeinde zu verlangen. 


In der hierüber erfloſſenen Entſcheidung der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft vom 29. Auguſt 1883, 3. 12.649, wurde zunächſt der Gemeinde⸗ 
vorſtehung die ungeziemende Schreibweiſe des letzten Berichtes ausgeſtellt, 
ferner betont, daß die Bezirkshauptmannſchaft allerdings berechtigt ge— 
weſen ſei, eine „Rechtfertigung“ wegen der verzögerten Vorlage des 
Recurſes zu verlangen, und endlich in merito dem Recurſe des Anton 
H. und Conſorten wegen mangelhaften Verfahrens Folge gegeben. 

1 Dieſe Entſcheidung wurde von der Statthalterei in G. unterm 
10. November 1883, 3. 19.266, aus folgenden Gründen beſtätigt: 

„Die Ausführungen des Recurſes, welche ſich gegen den der 
Gemeindevorſtehung wegen ungebührlicher Schreibweiſe gewordenen „Ver⸗ 
weis“ richten, indem ſie die Berechtigung der Bezirkshauptmannſchaft 
zur „Verhängung der Strafe des Verweiſes gegen einen Gemeinde 
vorſteher“ beſtreiten, ſeien für den vorliegenden Fall nicht zutreffend, 
da es ſich hier nach Form und Inhalt des in Rede ſtehenden Erlaſſes 
nicht um einen Verweis als Strafe, ſondern um eine an die Gemeinde- 
vorſtehung ergangene Ausſtellung und Zurechtweiſung handelt, zu welcher 
die Bezirkshauptmannſchaft als vorgeſetzte Behörde allerdings beſugt 
erſcheint. 

Ebenſo ſei die Bezirkshauptmannſchaft im Hinblicke auf die Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 1. April 1875, L. G. Bl. Nr. 24, 
und vermöge der ihr obliegenden Ausübung der Staatsaufſicht über 
das geſetzmäßige Vorgehen der Gemeinden berechtigt, von der Gemeinde— 
vorſtehung D eine Rechtfertigung der in der Vorlage des Recurſes 
eingetretenen Verzögerung zu verlangen, um ſo mehr als in dem ange— 
fochtenen Erlaſſe der Gemeindevorftehung mehreren Perſonen ein ille— 
gales Verhalten zum Vorwurfe gemacht wurde und die Gemeindevor— 
ſtehung die von den Betroffenen im Wege der oberen Behörde ange— 
ſtrebte Loszählung von dieſem Vorwurfe nicht durch Zurückhaltung des 
Recurſes beliebig verzögern durfte. 

Was endlich die meritoriſche Entſcheidung der Bezirkshaupt⸗ 
manuſchaft über den Recurs des Anton H. und Genoſſen anbelangt, 
ſo könne der Gemeindevorſtehung, welche in dieſer Angelegenheit nicht 
als Partei, ſondern als Behörde auftrat, auf Grund der beſtehenden 
Vorſchriften überhaupt ein Recursrecht gegen die Entſcheidung der 
vorgeſetzten Behörde nicht eingeräumt werden.“ 

Ueber den vom Gemeindevorſteher in D. dagegen ergriffenen 
Recurs hat das k. k. Miniſterium des Innern die Entſcheidung der 
Statthalterei zwar beſtätigt (Erlaß vom 5. Februar 1884, 3. 174), 
hiebei aber eröffnet, daß zur Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft 
vom 29. Auguſt 1883, 3. 12.649, durch welche über den Recurs 
des Anton H. und Conſorten die Verfügung des Gemeindevorſtehers 
in D. vom 1. Juni 1883, 3. 2336, mit welcher deren incorrectes 
Verhalten auf Grund der Polizeiordnung vom 28. September 1858, 
L. G. Bl. Nr. 22, hervorgehoben und die Anwendung der erwähnten 
Polizeiordnung in Ausſicht geſtellt wurde, behoben wurde, kein Anlaß 
vorgelegen ſei, nachdem bei dem beſprochenen Vorgauge des Gemeinde— 
vorſtandes im Hinblicke auf den Juhalt der eitirten, ein Straferkenntniß 
nicht enthaltenden Verfügung ein Mangel des Verſahrens nicht gefunden 
werden könne und der Gemeindevorſteher immerhin berechtigt ſei, die 
betheiligten Perſonen auf ihr gegen die Polizeiordnung verſtoßendes 
Benehmen aufmerkſam zu machen und ſie für den Wiederholungsfall 
mit Strafe zu bedrohen. W. 


Die Strafloſigkeit nach $ 18 St. G. kann nicht mehr eintreten, nach: 
dem die Schuld des Angeklagten ein Detectivbeamter erfahren hat. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 11. October 
1884, 3. 4759, die von Cäcilia Sch. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Landesgerichtes in Wien vom 21. März 1884, 
3. 9217, womit dieſelbe des Verbrechens des Diebſtahles nach den 
sg 171, 173 St. G. ſchuldig erkannt wurde, verworfen. — Gründe: 
Die auf Ziffer 9, lit. b des § 281 St. P. O. geſtützte Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde wird darauf gegründet, daß die That der Angeklagten im 
Sinne des $ 187 St. G. ſtraflos geworden, die Angeklagte ſomit 
von der Anklage freizuſprechen geweſen wäre. 

Der Strafaufhebungsgrund des §S 187 St. G. wurde der An⸗ 
geklagten aus dem Grunde nicht zugeſtanden, weil der wegen des 
Diebſtahles wider fie einſchreitende Detectiv vor Gutmachung des Scha- 
dens von ihrem Verſchulden Kenntniß hatte. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde beſtreitet nun, jedoch mit Unrecht, daß 


ein Detectiv als Obrigkeit gelten könne. Im Falle des 8 187 St. G. 
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ſchließt der Ausdruck „Obrigkeit“ zwar nicht alle im zweiten Abſatze 
des § 68 St. ©. bezeichneten, wohl aber, wie die Gegenüberſtellung 
mit dem Ausdrucke „Gericht“ zeigt, alle diejenigen Perſonen in ſich, 
welche im Grunde ihrer öffentlichen Beſtellung zunächſt und insbeſondere 
berufen ſind, für die Sicherheit des Eigenthums zu ſorgen und die 
Verfolgung aller ſtrafbaren Verletzungen desſelben zu vereiteln. 

Nun iſt aber, abgeſehen davon, daß der Detectiv Karl R. über 
Auftrag des dienſthabenden Commiſſärs intervenirte, das k. k. Detectiv- 
inſtitut der Polizeidireetion ganz beſonders auch zu dem Zwecke beige— 
geben, um dieſelbe in der Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe, Ord— 
nung und Sicherheit und in der Handhabung der hierauf bezüglichen 
Geſetze und Verordnungen zu unterſtützen, wie aus § 1 des Drgani- 
ſationsſtatutes und aus dem Deerete der Polizeidirection vom 4. März 
1872, 3. 662, erſehen werden lann. 

Die Entdeckung bereits begangener oder verſuchter ſtrafbarer 
Handlungen, die Ausforſchung und Ergreifung der Thäter nnd ihrer 
Genoſſen und die Auffindung des widerrechtlich entzogenen Gutes und 
der Beweismittel iſt ausdrücklich als eine der Aufgaben des Detectivs 
erklärt, der nach $ 10 des Statuts gleich bei Aufnahme in das Inſtitut 
beeidet und im $ 18 des Statuts mit dem, behördlichen Perſonen und 
Militärwachen zuſtehenden geſetzlichen Schutze bekleidet wird. 

Es ſteht alſo nach dem Vorhergeſagten außer Zweifel, daß die 
Rechtsanſicht des erſten Richters, derzuſolge der Strafaufhebungsgrund 
des § 187 St. G. ausgeſchloſſen wurde, weil der Detectiv R. vor 
Gutmachung des Schadens das Verſchulden der Angeklagten erfuhr, 
mit dem Geſetze im vollen Einklauge. 


Notizen. 


(Welche Schulden muß der Vater für ſeinen an einer Univer⸗ 
ſität ſtudirenshalber ſich aufhaltenden Sohn bezahlen?) Mit dieſer 
Frage beſchäftigt ſich das nachſtehend mitgetheilte Urtheil des Oberlandesgerichtes 
Kiel vom 24. October 1884. Ein Speiſewirth hatte einem Studenten während 
mehrerer Semeſter Credit gewährt für Speiſen und Getränke; er klagte den 
Betrag gegen den Vater ein. Das Gericht entwickelt zunächſt, daß beſondere 
Beſtimmungen für den Studenteneredit nicht beſtänden; ſodann heißt es: „Der 
Natur der Sache nach liegt in der Anordnung des Vaters, daß fein Hausſohn 
eine Univerſität beſuche, im Allgemeinen auch ſeine Einwilligung in die zu 
dem Zwecke von dem Sohne eingegangenen Verbindlichkeiten, und hieraus 
ergibt ſich für die bezüglichen Gläubiger eine Geſchäftsführungsklage wegen ihrer 
Forderungen unmittelbar gegen den Vater. Auf Fälle, in denen von demſelben 
Gläubiger mehrere Halbjahre nacheinander ohne mittlerweiligen Zahlungsempfang 
fortlaufend geborgt worden iſt, leiden dieſe Grundſätze jedoch nur beſchränkte 
Anwendung. Die Verhältniſſe des Univerſitätslebens haben es längſt und allbe⸗ 
kanntlich mit ſich gebracht, daß Studirende, deren Umſtände geordnet ſind, 
etwaige Schulden für Lebensunterhalt ſpäteſtens zu Anfang des auf deren Ein- 
gehung folgenden Studienhalbjahres bezahlen. In Anbetracht deſſen muß jeder 
Gläubiger, welcher im neuen Studienhalbjahre dem Studirenden, ohne daß dieſer 
ihm ſeine bisherige Schuld abträgt, ferneren Unterhalt auf Borg liefert, davon 
ausgehen, daß dies gegen den Willen des Vaters geſchieht, da dieſer Unordnungen 
des Sohnes vorausſichtlich nicht billigen würde. Folgerichtig kann der Vater alſo 
in ſolchem Falle für die ferneren Schulden nicht ohneweiters verantwortlich 
gemacht, ſondern nur wegen der ſich aus dem erſten der fraglichen Halbjahre 
herſchreibenden mit Erfolg in Anſpruch genommen werden. Das Urtheil geht 
nur auf die Getränke- und Speiſenforderung aus dem erſten Credithalbjahre ein 
und verurtheilt den beklagten Vater zu der 49 M. 20 Pf. betragenden — gewiß 
mäßigen — Schuld des Sohnes.“ Die Gründe lauten dahin: „Zur Bezahlung 
dieſes Betrages iſt Beklagter aber auch ausnahmslos ſchuldig zu erachten, da die 
dem Sohne gelieferten Speiſen den Begriff ſtandesgemäßen Unterhaltes eines 
Studirenden nicht überſteigen und die Haftung des Beklagten, da derſelbe ſeine 
andererſeits beſtrittene Behauptung, den Sohn ohnehin mit genügenden Mitteln 
ausgerüftet zu haben, nicht hat beweiſen können, nicht etwa nur auf nothdürf⸗ 
tigen Unterhalt zu beſchränken iſt.“ Berl. G.⸗Z. 


(Ueber das Recht eines beſtimmten Namens) hat das deutſche 
Reichsgericht in Sachen Monſterberg e. Monſterberg am 5. April 1883 
(Nr. 607/83) eine bemerkenswerthe Entſcheidung gefällt, welche das Forum des 
Civilrichters auch für dieſe Fragen für competent erklärt. Es heißt darin: „Das 
Recht, reſp. die Pflicht, einen beſtimmten Namen zu führen, iſt im öffentlichen 
Intereſſe durch das öffentliche Recht geregelt, gehört aber auch dem Familien⸗ 
rechte an, und da die Beziehungen und Wirkungen des letzteren, überhaupt die 


Familienverhältniſſe der Regel nach in der Sphäre des Privatrechtes, wenn auch 
nicht immer ausſchließlich, liegen und ſich zum Streite vor den bürgerlichen 
Gerichten eignen, fo kann auch die Namensführung, inſoferne fie in eine 
familienrechtliche Beziehung tritt oder die Colliſion mit einer 
ſolchen die Verletzung eines Familienrechtes hervorbringt, Gegen- 
ſtand eines Streites vor den ordentlichen Gerichten ſein. Gleichgiltig iſt hiebei, 
ob es ſich um einen adeligen oder bürgerlichen Namen handelt.“ 


Geſetze und Verordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galiz en 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 

I. Stück. Ausgeg. am 19. Jänner. — Nr. 1. Kundmachung der k. k. 
Statthalterei vom 21. December 1883, Z. 78.608, betreffend die Ertheilung des 
Rechtes zur Einhebung der Mauth von der Ueberfuhr auf dem Wiskok⸗Fluſſe 
an die Gemeinde Gniewezyna tryniecka. — Nr. 2. Kundmachung der k. k. Statt- 
halterei vom 21. December 1883, 3. 78.608, womit dem Gutsgebiete in 
Huſakow das Recht der ferneren Mautheinhebung von zwei Brücken auf dem 
Slotwin a⸗Fluſſe ertheilt wird. — Nr. 3. Kundmachung der k. k. Statthalterei 
vom 21. December 1883, Z. 78.608, womit dem Bezirksrathe in Limanowa 
das Recht der Weg⸗ und Brücken⸗Mautheinhebung auf der Bezirksſtraße Dobra⸗ 
Szezyrzyce ertheilt wird. — Nr. 4. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
21. December 1883, 3. 78.608, womit dem Bezirksrathe in Borszezoͤw und 
Lancut das Recht der Einhebung der Wegmauthgebühren ertheilt wird. — Nr. 5. 
Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 21. December 1883, Z. 78.608, 
womit dem Bezirksrathe in Krosno die Bewilligung zur Einhebung der Mauth- 
gebühren von der Brücke am Jaſiolka⸗Fluſſe auf der Bezirksſtraße Kombornia⸗ 
Zmigroöd ertheilt wird. — Nr. 6. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 
21. December 1883, Z. 78.608, womit dem Bezirksrathe in Pilzno das Recht 
der Einhebung der Mauthgebühren auf der Bezirksſtraße Pilzno⸗Radomysl 
ertheilt wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 26. Jänner. — Nr. 7. Verordnung des Miniſteriums 
des Innern vom 5. December 1883, 3. 17.578, betreffend die Arzneitaxe für 
das Jahr 1884. 

III. Stück. Ausgeg. am 30. Jänner. — Nr. 8. Geſetz vom 2. Jänner 1884, 
wirkſam für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume 
Krakau, betreffend die Verlängerung der Wahlperiode der Gemeindevertretung 
auf ſechs Jahre. Nr. 9. Geſetz vom 2. Jänner 1884, wirkſam im Königreiche 
Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau, betreffend die 
Verlängerung der Wahlperiode der Bezirksvertretungen auf ſechs Jahre. 

IV. Stück. Ausgeg. am 5. Februar. — Nr. 10. Kundmachung der 
galiziſchen k. k. Finanz⸗Landesdirection vom 23. Jänner 1884, Z. 6 Präſ., 
betreffend die Controlpflichtigkeit von Mineralölen in dem Grenzbezirke Galiziens 


gegen Rußland. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Bibliothekar der k. k. Wiener Univerſitäts⸗ 
bibliothek Dr. Friedrich Leithe zum Bibliothekar der k. k. techniſchen Hochſchule 
in Wien ernannt. 8 a 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirections-Adjuneten im Miniſterium 


des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern Ignaz Klein tarfrei den Titel eines 


kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Bürger Johann Anton Ruthmayer 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die erledigte Archivarsſtelle bei der Lottodirection 
in Wien dem Amts⸗ und Caſſecontrolor des Lottoamtes in Graz Friedrich 
Gettrich verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Trieſter Polizeidirection den Polizei⸗Obercommiſſär Raimund Viditz 
zum Polizerrathe und den Polizeiconcipiſten Leon Kalinowiez zum Polizei⸗ 
commiſſär ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Alfred Ritter von Bernd zum Bezirkshauptmanne in 
Niederöſterreich ernannt. 

Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Seebehörde in Trieſt mit der eilften Rangs⸗ 

claffe. Geſuche bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 63.) 


D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 39 der Erkenntniſſe. 
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Den P. T. Verwaltungs-Behörden der Monarchie bestens empfohlen. 
R. 


Das im Auftrage des hohen K. Kk. Handelsmini- 
steriums verfasste 


Compendium 


der auf das 


Gewerbe- Wesen 


bezugnehmenden 
resetze, Verordnungen und sonstigen Vorschriften. 


Herausgegeben von 


Bela Freiherrn von Weigelsperg, 


k. k. Sectionsrath im Handelsministerium. 
erscheint jetzt im ergebenst gezeichneten Verlage 
in zweiter, unter Bezug auf das VI. Hauptstück 
und aller ferner erlassenen Anordnungen bedeutend 
erweiterter Auflage. 
30 Bogen. Gross-Oetav-Format. Preis: cartomnirt 3 fl., 
gebunden in Leinen 3 fl. 60 kr. 


Die erfolgte Annahme des VI. Hauptstückes der neuen Gewerbe- 
Ordnung seitens beider Häuser des Reichsrathes und die Aller- 
höchste Sanction desselben bringen die Gesetzgebung auf diesem 
Felde zum vorläufigen Abschlusse und schaffen die Grundlage, auf 
welcher nunmehr an die Ausführung der Bestimmungen derselben in 
ihrem ganzen Umfange vorgegangen werden kann. 


Das hohe k. k. Handelsministerium beauftragte dem- 
zufolge den Herausgeber, 
die Zusammenstellung eines Compendiums 
der auf das Gewerbewesen bezugnehmenden 
Gesetze, Verordnungen und sonstigen Vor- 
schriften zu veranlassen, 
welches die zu Recht bestehenden und in der Praxis gehandhabten 


Bestimmungen gesammelt aufführt und vor anderen gleichen Ausgaben 
die Vorzüge bietet, 


dass alle Verordnungen, Erlässe und sonstigen Ver- 


lautbarungen, die sich auf das Gewerbewesen bezie- 
hen, hier 


DER” zum ersten Male vollständig 


aufgeführt sind und eine rasche Orientirung und Amts- 
handlung für die P. T. Behörden nach dieser Ausgabe 
sehr erleichtert ist. 

Das Buch ist jetzt in dem bekannten gros’en Formate des 
Handbuches für den Verwaltungsdienst von Ernst Mayerhofer beendet 
und gelangt in unserem Verlage zur Ausgabe, dasselbe empfiehlt sich 
somit a's 


Handbuch für die P.T.Verwaltungsbeamten 


von selber. 


Gegen Einsendung des Betrages mittelst Postanweisung versendet 
die Verlagshandlung das Werk franco nach überall. Auf Wunsch wird 
die ratenweise Zahlung des Kaufpreises gerne bewilligt. 


Hochachtend ergebenste 


MANZ'sche 


k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 
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